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Terminhinweise für Medien

Heute, 9. Januar, 18 Uhr, Rathausgalerie
Stadträtin Heide Rieke (SPD-Fraktion) eröffnet in Vertretung des Oberbür-
germeisters zusammen mit Stadtbaurätin Professorin Dr.(I) Elisabeth Merk 
die Ausstellung „#mitmünchnern – Jetzt ist Zukunft“. Die Jahresausstellung 
des Referats für Stadtordnung und Bauplanung zeigt Strategien, Planun-
gen und Projekte für die kommenden Jahrzehnte.
Achtung Redaktionen: Unter www.muenchen.de/mitmuenchnern steht 
im Pressebereich eine Pressemappe mit Fotos zum Download bereit.

Dienstag, 14. Januar, 10.30 Uhr, Therese-Danner-Platz 2
Stadtrat Otto Seidl (CSU-Fraktion) gratuliert der Münchner Bürgerin Char-
lotte Surrow im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Dienstag, 14. Januar, 13.30 Uhr, Max-Beckmann-Straße 42
Stadtrat Thomas Ranft (FDP-Fraktion) gratuliert der Münchner Bürgerin 
Maria Posset im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Dienstag, 14. Januar, 14.30 Uhr, Circus Krone
Bürgermeister Manuel Pretzl nimmt im Namen der Stadt München Karten 
für Münchner Kinder in stationären und teilstationären Einrichtungen sowie 
sozial benachteiligte Familien entgegen. 

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 16. Januar, 17 bis 19 Uhr, HeideTreff Nachbarschaftstreff, 
Karl-Köglsperger-Straße 13 (rollstuhlgerecht)
Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing-Freimann) mit 
dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.

Donnerstag, 16. Januar, 19.30 Uhr, Kulturzentrum Trudering, Wasser-
burger Landstraße 32 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 15 (Trudering-Riem).

http:// www.muenchen.de/mitmuenchnern 
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Meldungen

Keine Erhöhung der München-Zulage für Beamte in München
(9.1.2020) Für die Beamtinnen und Beamten in München wird es leider 
keine Erhöhung der München-Zulage geben. Oberbürgermeister Dieter 
Reiter hatte Ministerpräsident Dr. Markus Söder in einem Schreiben auf-
gefordert, den Weg frei zu machen, die München-Zulage auch für die Be-
amtinnen und Beamten in München erhöhen zu können. In seiner Antwort 
schloss der bayerische Finanzminister eine Erhöhung allerdings aus. Die 
Bezüge der bayerischen Beamtinnen und Beamten seien bereits deutlich 
höher als in anderen Bundesländern, wie beispielsweise in Brandenburg, 
Nordrhein-Westfalen oder Rheinland-Pfalz, so der bayerische Finanzminis-
ter in seinem Schreiben an den Münchner Oberbürgermeister. Eine wei-
tere Anhebung der Ballungsraumzulage komme deshalb nicht in Betracht.
Damit sind der Stadt München auch bei der Erhöhung der Zulage für die 
städtischen Beamten die Hände gebunden, denn nur mit Zustimmung des 
Freistaats ist eine Erhöhung der München-Zulage auch für diese möglich. 
Für ihre Tarifbeschäftigten konnte die Landeshauptstadt dagegen selbst be-
schließen, die Zulage zu erhöhen. 
Oberbürgermeister Dieter Reiter: „Ich hatte mir tatsächlich eine andere 
Antwort erwartet und bedauere, dass wir als Stadt damit unseren Beam-
tinnen und Beamten keine erhöhte München-Zulage zahlen dürfen. Das 
ist bitter, zumal ich auch die Begründung des Finanzministers nicht nach-
vollziehen kann. Denn es reicht halt nicht, die niedrigeren Gehälter ande-
rer Bundesländer anzuführen und dabei aber völlig außer Acht zu lassen, 
dass die Lebenshaltungskosten in der Metropolregion München nunmal 
wesentlich höher sind als in anderen Bundesländern. Ich hatte auch er-
wartet, dass Ministerpräsident Söder beispielsweise seinen Polizistinnen 
und Polizisten, die gerade auch in München hervorragende Arbeit leisten, 
seine Wertschätzung nicht nur verbal, sondern auch über eine deutliche Er-
höhung der München-Zulage zukommen lassen würde. Gerade wenn man 
einerseits recht medienwirksam einen Rekordhaushalt verkündet, sollte 
doch auch die dringend benötigte finanzielle Entlastung für die eigenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglich sein. Ich hoffe deshalb sehr, dass 
diese Antwort auf mein Schreiben nicht das letzte Wort der Staatsregie-
rung dazu war, und appelliere an den bayerischen Ministerpräsidenten, sei-
nen Standpunkt, auch im Sinne einer angemessenen Wertschätzung der 
eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, noch einmal zu überdenken. Die 
Kosten für die städtischen Beamtinnen und Beamten würde ja ohnehin die 
Landeshauptstadt allein tragen.“
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Oberbürgermeister Reiter hatte im Mai 2019 angekündigt, die Mün-
chen-Zulage für die städtischen Beschäftigten zu verdoppeln. Diese Erhö-
hung gilt für die Tarifbeschäftigten nun seit 1. Januar 2020. In einem Schrei-
ben an Ministerpräsident Markus Söder hatte der Oberbürgermeister 
darum gebeten, der Freistaat möge der Stadt die Möglichkeit geben, die 
Zulage auch für die städtischen Beamtinnen und Beamten dementspre-
chend zu erhöhen.

München pflanzt 100.000 Bäume pro Jahr
(9.1.2020) Die Entwicklung des Baumbestands spielt für das Stadtklima in 
und um München eine wichtige ökologische und klimatische Rolle. Bäume 
beziehungsweise Wälder binden CO2, setzen Sauerstoff frei, bieten Le-
bensraum für Tiere und Insekten, produzieren nachhaltige Rohstoffe und 
dienen der Naherholung. Der Kommunalausschuss des Stadtrats hat sich 
heute mit nachhaltigen Maßnahmen bezüglich Baumpflanzungen befasst.
Die Städtische Forstverwaltung ist für den Münchner Stadtwald zuständig. 
Die Förster bewirtschaften den Wald und pflanzen laufend nach. In den 
letzten zehn Jahren wurden zusätzlich durchschnittlich zehn Pflanzaktionen 
pro Jahr mit Münchner Schulen durchgeführt. Dabei wurden rund 10.000 
Bäume gepflanzt und ungefähr 3.000 Schülerinnen und Schülern die 
Wichtigkeit von Pflanzungen im Münchner Stadtwald nähergebracht. Eine 
Waldpädagogin wird die stark nachgefragten Waldführungen für Kinder und 
Jugendliche verstärkt anbieten. Auch die Stadtgüter München haben be-
reits nach einem Landschaftspflegekonzept umfangreich aufgeforstet und 
werden dies auf passenden Flächen fortführen.
Vom Münchner Stadtrat wurden unterschiedliche Anträge zur verstärkten 
Realisierung von Baumpflanzungen eingebracht. Die Städtische Forstver-
waltung intensiviert die Aufforstung. In den kommenden fünf Jahren wer-
den im Durchschnitt 100.000 Bäume pro Jahr gepflanzt, also insgesamt 
500.000 Bäume. Dafür plant das Kommunalreferat im Umfeld Münchens 
sogar den Ankauf geeigneter Flächen. Darüber hinaus erhält ab Januar 
2020 jedes in einer Münchner Klinik neu geborene und anschließend in 
München wohnhafte Kind von der Landeshauptstadt München ein Tütchen 
mit Baumsamen. Dieses Willkommensgeschenk können die Eltern selbst 
pflanzen oder sich zweimal im Jahr bei einer öffentlichen Baumpflanzaktion 
anmelden. Eine dieser Saataktionen wird rund um den 3. Oktober stattfin-
den, um so auch auf der Homepage des Kommunalreferats auf die Aktion 
„Einheitsbuddeln“ aufmerksam zu machen. Jeder neue Baum wird außer-
dem an den Online-Baumzähler von „Plant-for-the-Planet“ gemeldet. 
Kommunalreferentin Kristina Frank: „München braucht seine grüne Lunge. 
Bäume in Parks, Gärten, am Straßenrand und in Wäldern sind extrem wert-
voll für ein gesundes Stadtklima. Deshalb pflanzen wir in unserem Stadt-
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wald nun 100.000 Bäume pro Jahr. Dafür kaufen wir sogar Flächen an. 
Auch frischgebackene Eltern können einen Beitrag zum Klimaschutz leis-
ten. Ihr Willkommensgeschenk, ein Tütchen Baumsamen, können sie im 
Garten oder bei einer unserer Saatpflanzaktionen verbuddeln. Eine schöne 
Tradition, jedes neue Leben für alle sichtbar zu machen“.

Straßenbenennungen in Perlach und Freiham
(9.1.2020) Im Stadtbezirk 16 Ramersdorf-Perlach entsteht östlich des Karl-
Marx-Rings ein umfangreiches Wohngebiet. Der Kommunalausschuss des 
Stadtrats hat heute drei personenbezogene Straßenbenennungen sowie 
drei Benennungen nach Münchner Partnerstädten beschlossen:
- 	 Hans A. Engelhard, geboren am 16. September 1934 und gestorben am 

11. März 2008 in München. Der Jurist und Münchner Stadtrat zog 1972 
in den Deutschen Bundestag ein. Von 1977 bis 1982 war er stellvertre-
tender Vorsitzender der FDP-Bundestagsfraktion und von 1982 bis 1991 
Bundesjustizminister.

- 	 Zenzl Mühsam, Geburtsname Creszentia, geboren am 27. Juli 1884 in 
Haslach, gestorben am 10. März 1962 in Ost-Berlin. Ab 1918 kämpfte 
sie mit ihrem Mann, dem Schriftsteller Erich Mühsam, unter anderem 
für die Räterepublik. 1933 floh sie vor den Nationalsozialisten über 
Prag nach Moskau. Ab 1936 wurde sie dort mehrmals verhaftet, zu 
Arbeitslager und Verbannung verurteilt und interniert. 1955 erlangte sie 
die Freiheit, konnte in die DDR ausreisen und lebte bis zu ihrem Tod in 
Ost-Berlin.

- 	 Franz Heubl, geboren am 19. März 1924 und gestorben am 21. Dezem-
ber 2001 in München. Der Jurist war Münchner Stadtrat sowie Grün-
dungsmitglied der CSU. 1953 wurde er in den Bayerischen Landtag ge-
wählt, von 1958 bis 1962 war er Vorsitzender der CSU-Landtagsfraktion. 
Von 1962 bis 1978 war er Bayerischer Staatsminister für Bundesangele-
genheiten sowie Mitglied des Bundesrates und schließlich von 1978 bis 
1990 Präsident des Bayerischen Landtags.

- 	 Kiewstraße: Kiew, Hauptstadt der Ukraine, ist mit fast drei Millionen 
Einwohnern der kulturelle und wirtschaftliche Mittelpunkt des Landes. 
Die Städtepartnerschaft mit München besteht seit 1989.

- 	 Veronastraße: Verona ist die Hauptstadt der gleichnamigen Provinz und 
liegt in der norditalienischen Region Venetien. Verona hat zirka 26.000 
Einwohner und ist wirtschaftliches und kulturelles Zentrum der Po-
ebene. Die Städtepartnerschaft mit München besteht seit 1960.

- 	 Hararestraße: Harare, Hauptstadt Simbabwes, mit zirka 1,5 Millionen 
Einwohnern größte Stadt, Handelszentrum und Verkehrsknoten des 
Landes. Im gesamten Ballungsgebiet leben zirka drei Millionen Men-
schen. Die Städtepartnerschaft mit München besteht seit 1996.
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Kommunalreferentin Kristina Frank zu den Benennungen: „In Perlach 
bekommen wir eine gelungene Mischung aus personenbezogenen Stra-
ßennamen und Straßennamen mit Ortsbezug. Hans A. Engelhard, Zenzl 
Mühsam und Franz Heubl waren auf ganz unterschiedliche Weise politisch 
engagierte Persönlichkeiten, die mit ihrem Wirken München und Deutsch-
land nachhaltig geprägt haben. Mit der Benennung ehren wir nachhaltig ihr 
Andenken. Auch die besondere Verbundenheit zu unseren Münchner Part-
nerstädten Kiew, Verona und Harare machen wir durch die Ehrung sichtbar. 
Zeit wird’s, diese besondere Verbindung mehr mit Leben zu füllen.“
Straßenbenennung in Freiham
Die Edith-Haberland-Wagner-Stiftung renoviert im Stadtbezirk 22 Au-
bing-Lochhausen-Langwied das einzigartige Ensemble des Gutes Freiham 
aus dem 19. Jahrhundert. Um das Gut mit seinen Veranstaltungs- und Be-
sucherparkflächen adäquat an die öffentlichen Verkehrsmittel anzubinden, 
hat die Stiftung die offizielle Benennung der privaten Zufahrtsstraße nach 
Therese Wagner beantragt. Die Bierbrauerin und Unternehmerin ist 1797 
in Freising geboren und 1858 in München gestorben. Das Brauerehepaar 
Wagner erhielt im Jahre 1829 das Augustiner-Braurecht und übernahm die 
Augustiner Brauerei. Nach dem Tod ihres Mannes 1845 führte sie die Brau-
erei erfolgreich weiter und machte Augustiner zur Großbrauerei.
„Therese Wagner war eine beeindruckende Münchner Geschäftsfrau, die 
schon vor rund 175 Jahren den Weitblick hatte, die Augustiner Brauerei 
mit innovativer Technik zukunftsfähig auszubauen. Der heutige Erfolg der 
Brauerei fußt auf ihrem unternehmerischen Geschick. Eine Münchnerin 
mit voller Frauenpower. Eine Straße auf Gut Freiham nach ihr zu benennen, 
das die Edith-Haberland-Wagner-Stiftung für die Öffentlichkeit aufwändig 
saniert und ausbaut, ist daher besonders passend“, lobt Kommunalreferen-
tin Kristina Frank.

Mietspiegel 2021 – Sozialreferat bittet Münchner um Unterstützung
(9.1.2020) Im Frühjahr 2021 erscheint ein neuer Mietspiegel für München. 
Der Mietspiegel stellt nach seiner gesetzlichen Definition eine Übersicht 
über die ortsübliche Vergleichsmiete dar. Mit diesem können sich Münch-
ner Bürgerinnen und Bürger schnell und zuverlässig über die zulässige, 
ortsübliche Miethöhe einer frei finanzierten Wohnung informieren.
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Der Münchner Mietspiegel ist für 
sämtliche Mietparteien ein unverzichtbares Orientierungsmittel, um sich 
ein zuverlässiges Bild über die ortsübliche Miete machen zu können. Er 
ist außerdem ein wichtiges Instrument für die Einhaltung der gesetzlichen 
Mietpreisbremse. Die Einhaltung der Mietpreisbremse kann nur mit Hilfe 
eines qualifizierten Mietspiegels gelingen.“
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Danach darf die Miethöhe bei Abschluss eines neuen Mietvertrags in der 
Regel um maximal 10 Prozent über der ortsüblichen Miete liegen. Die Bay-
erische Staatsregierung hat in einer Verordnung vom 7. August 2019 bestä-
tigt, dass München zu den Gemeinden zählt, für die die Mietpreisbremse 
gültig ist.
Die Landeshauptstadt München appelliert daher an die Münchner Miete-
rinnen und Mieter wie auch an die Vermieterinnen und Vermieter, die Neu-
erstellung des Mietspiegels zu unterstützen: Zur Erstellung eines aussa-
gekräftigen und wissenschaftlich fundierten Mietspiegels müssen mittels 
einer Umfrage Daten zum Beispiel zur Wohnfläche und zur Ausstattung der 
Mietwohnungen sowie zur Höhe der gezahlten Miete erhoben werden.
Der neu zu erstellende Mietspiegel berücksichtigt bereits die zum 1. Januar 
2020 in Kraft getretene Gesetzesänderung, wonach der Betrachtungszeit-
raum für die ortsübliche Vergleichsmiete von vier auf sechs Jahre erweitert 
worden ist. Hierdurch fließen auch seit längerem unveränderte Mieten in 
den Mietspiegel ein. Das Sozialreferat begrüßt dies als ersten Schritt in die 
richtige Richtung.
Dorothee Schiwy: „Die Ausweitung des Betrachtungszeitraums geht aus 
unserer Sicht aber noch nicht weit genug. Es müssen sämtliche Bestands-
mieten in den Mietspiegel einfließen dürfen. Nur auf diese Weise kann si-
chergestellt werden, dass sich die Menschen in München das Leben in der 
Stadt auch künftig noch leisten können.“
Mit der Datenerhebung und Erstellung des Mietspiegels hat das Sozialre-
ferat der Landeshauptstadt München das Marktforschungsinstitut Kantar 
beauftragt. Der Datenerhebung liegt erstmals eine aus der Einwohnermel-
dedatei erstellte Stichprobe zugrunde. Seit Anfang Januar 2020 werden 
nach dem Zufallsprinzip zirka 150.000 Münchner Haushalte schriftlich kon-
taktiert, um diejenigen Wohnungen zu ermitteln, die in den Mietspiegel 
Eingang finden dürfen. Anschließend werden Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von Kantar persönliche Interviews mit den Münchner Mieterinnen 
und Mietern vereinbaren. Zu Beginn des persönlichen Interviews sollten 
sich die Befragten den Mitarbeiter- und Personalausweis der Interviewerin 
oder des Interviewers zeigen lassen. Sobald das Interview mit der Miet-
partei abgeschlossen ist, werden von Kantar die zugehörige Vermieterin 
beziehungsweise der Vermieter angeschrieben, um Erkenntnisse vor allem 
zur energetischen Beschaffenheit der Wohnung zu gewinnen.
Die Teilnahme an der Mietspiegelumfrage ist freiwillig. Um einen repräsen-
tativen und wissenschaftlich fundierten Mietspiegel erstellen zu können, 
erhofft sich die Landeshauptstadt München wie bei den vergangenen 
Mietspiegeln eine hohe Teilnahmebereitschaft sowohl bei der Mieterschaft 
als auch bei den Vermieterinnen und Vermietern. Die erhobenen Daten zur 
Wohnung werden ausschließlich in anonymisierter Form ausgewertet und 
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unterliegen den hohen Anforderungen des Datenschutzes. Die Teilnehmen-
den können sicher sein, dass ihre Daten nur zu diesem Zweck verwendet 
und nicht anderweitig genutzt werden. 
Den zur Zeit noch gültigen Mietspiegel für München 2019 gibt es als kos-
tenlose Broschüre in der Stadtinformation im Rathaus und im Amt für 
Wohnen und Migration, Franziskanerstraße 8, 81669 München. Im Internet 
steht er unter www.mietspiegel-muenchen.de zur Verfügung.

Broschüre zur Kommunalwahl: Frauen haben die Wahl
(9.1.2020) Am 15. März sind in Bayern Kommunalwahlen. In München 
werden das Stadtoberhaupt, der Stadtrat und die Bezirksausschüsse 
neu gewählt. „Politik darf nicht Männersache sein“ meint die Gleichstel-
lungsstelle für Frauen der Stadt München und gibt deshalb die Broschüre 
„Frauen haben die Wahl“ heraus. Sie will Frauen motivieren sich in die Poli-
tik einzumischen und erläutert, wie die Kommunalwahl funktioniert.
Die Broschüre ist kostenlos erhältlich im Büro der Gleichstellungsstelle für 
Frauen, Rathaus, 1. Stock, Zimmer 114 oder kann über die Internetseite 
www.muenchen.de/gst heruntergeladen werden.
Seit 101 Jahren haben Frauen in Deutschland das aktive und passive Wahl-
recht. Von einer Gleichberechtigung in den Parlamenten kann noch keine 
Rede sein. Im Bundestag liegt der Frauenanteil nur bei rund 31 Prozent, im 
Bayerischen Landtag sogar nur bei 26,8 Prozent. 
In der Münchner Kommunalpolitik sind Frauen mit rund 43 Prozent inzwi-
schen wesentlich stärker vertreten. Und das ist auch wichtig, denn Frauen 
werden Themen, die sie besonders betreffen, nur in den politischen Ent-
scheidungsprozess einbringen können, wenn sie mit dem nötigen politi-
schen Gewicht ausgestattet sind. Und so zeigt sich am Beispiel aktueller 
Stadtratsbeschlüsse: München hat die Frauen im Blick. 

Abschließende Vorbereitungen zur Stadtteilwoche Sendling-Westpark
(9.1.2020) Das Kulturreferat lädt zur zweiten und letzten vorbereitenden Sit-
zung für die Stadtteilwoche Sendling-Westpark 2020 ein. Am Dienstag, 14. 
Januar, 19 Uhr, werden im Sozialbürgerhaus Sendling-Westpark, Meindl-
straße 16, die Programmplanungen vorgestellt und noch letzte Fragen ge-
klärt. Es werden keine Anmeldungen mehr entgegengenommen.
Die Stadtteilwoche Sendling-Westpark findet vom 18. bis 24. Juni statt. 
Von den im Viertel ansässigen Vereinen, Initiativen, Institutionen, Künstle-
rinnen und Künstlern wurden bereits zahlreiche konkrete Ideen und eine 
Fülle an unterschiedlichen kulturellen Aktivitäten eingebracht. Hauptveran-
staltungsort, neben weiteren Spielorten im Stadtviertel, werden das große 
Veranstaltungszelt und das Gastronomiezelt auf der Grünfläche am Lui-
se-Kiesselbach-Platz sein.

http://www.mietspiegel-muenchen.de
http://www.muenchen.de/gst 
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Die Stadtteilwoche findet auf Beschluss des Bezirksausschusses 7 (Send-
ling-Westpark) statt und wird vom Kulturreferat hauptverantwortlich organi-
siert und durchgeführt.
Infos und Termine unter www.stadtteilwochen-muenchen.de.

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 5, Bezirksteil Haidhausen
(9.1.2020) Oberbürgermeister Dieter Reiter teilt in Abstimmung mit dem 
Bezirksausschuss 5 (Au-Haidhausen) mit, dass die Bürgerversammlung 
des 5. Stadtbezirkes (Bezirksteil Haidhausen) am Donnerstag, 23. Januar, 
19 Uhr, im Festsaal des Hofbräukellers, Innere Wiener Straße 19, stattfin-
det.
Die Leitung der Versammlung übernimmt Stadträtin Dr. Evelyne Menges, 
Stellvertretende Vorsitzende der CSU-Fraktion. Zu Beginn informieren sie 
und die Bezirksausschussvorsitzende Adelheid Dietz-Will über wichtige 
Themen und Projekte im Stadtbezirk.
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
1. 	Renovierung der Ludwigsbrücke
2. 	Gasteig – Programm der Umbaumaßnahmen
3. 	Planungen für den Klenzesteg
4. 	Kronepark – Ausgleichsfläche für das Paulaner-Gelände
5. 	Abwendungserklärung innerhalb von Erhaltungssatzungsgebieten und 

Erwerb durch die Stadt
6. 	Dachausbauten und deren soziale Erträglichkeiten
Alle Besucherinnen und Besucher der Bürgerversammlung, die an den 
Abstimmungen teilnehmen wollen, werden gebeten, ihren amtlichen Licht-
bildausweis mitzubringen, um sich als Stadtviertel-Bürger ausweisen zu 
können. Sie erhalten daraufhin eine Karte, die sie berechtigt, an allen Ab-
stimmungen mitzuwirken.
Anträge sind in der Bürgerversammlung persönlich zu stellen und schrift-
lich einzureichen. Das entsprechende Formular findet sich im Internet un-
ter www.muenchen.de/buergerversammlungen, wird aber auch zu Beginn 
der Bürgerversammlung ausgegeben.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im 
Wortlaut in der Geschäftsstelle Ost der Bezirksausschüsse 5, 13, 14, 15, 
16, 17 und 18, Friedenstraße 40, für die Öffentlichkeit ausgelegt. Ebenfalls 
kann in der Geschäftsstelle die Stellungnahme des Stadtrates beziehungs-
weise des Bezirksausschusses zu den Anträgen eingesehen werden.
Gehörlosen Bürgerinnen und Bürgern, die an der Bürgerversammlung 
ihres Stadtbezirks teilnehmen, werden auf Antrag die Kosten für einen 
Gebärden-Dolmetscherdienst erstattet. Nähere Auskünfte erteilen der 
Gehörlosenverband München und Umland unter www.gmu.de, regional-
center@gmu.de, Telefon 99269822, Fax 992698-21, oder das Direktorium 

http://www.stadtteilwochen-muenchen.de
http://www.muenchen.de/buergerversammlungen
http://www.gmu.de
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der Landeshauptstadt München, Marienplatz 8, 80331 München, buerger-
versammlung.dir@muenchen.de, Fax 233-25241. Der Versammlungsort ist 
rollstuhlgerecht.
Bürgersprechstunde
Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden 
Bereichen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: 
Bezirksinspektion Mitte, Baureferat – Gartenbau und Tiefbau, Kreisver-
waltungsreferat – Straßenverkehr, Referat für Gesundheit und Umwelt 
– Energieberatung des Bauzentrums, Münchner Verkehrsgesellschaft, Seni-
orenbeirat, Polizeiinspektion, Stadt-Information und die Bezirksausschuss-
vorsitzende Adelheid Dietz-Will.

Informationsveranstaltungen an städtischen Schulen besonderer Art 
(9.1.2020) Die beiden städtischen Schulen besonderer Art laden zu Infor-
mationsveranstaltungen ein, um Eltern sowie künftigen Schülerinnen und 
Schülern Aufnahmebedingungen, Einschreibemodalitäten sowie Angebote 
der Schulen vorzustellen. 
- 	 Am Donnerstag, 16. Januar, lädt die Städtische Willy-Brandt-Gesamt-

schule von 15 bis 19 Uhr zu einem Tag der offenen Tür ein. Die Ganz-
tagsschule an der Freudstraße 15 vereint in den Jahrgangsstufen 5 bis 
10 Gymnasium, Realschule und Hauptschule. Sie ist in den Jahrgangs-
stufen 5 bis 7 eine integrierte Schule, das bedeutet, Schülerinnen und 
Schüler besuchen unabhängig von ihrer späteren Schullaufbahn ein und 
dieselbe Kerngruppe (Klasse). Dabei erfolgt im Lauf der 6. und 7. Jahr-
gangsstufe eine fortschreitende Differenzierung in den Fächern Eng-
lisch, Mathematik und Deutsch.

- 	 Am Dienstag, 3. März, lädt die Städtische Schulartunabhängige Orien-
tierungsstufe um 19 Uhr zu einem Informationsabend ein. Die Veran-
staltung findet in der Mensa im Schulgebäude an der Quiddestraße 4 
(Schulzentrum Perlach-Nord) statt. Die Orientierungsstufe umfasst die 
Jahrgangsstufen 5 und 6 und bereitet auf den Übergang in die 7. Klasse 
an einem Gymnasium, einer Realschule, Wirtschaftsschule oder Mittel-
schule vor. Gemäß der Schulsatzung werden bei der Aufnahme Schüle-
rinnen und Schüler aus den umliegenden Grundschulen bevorzugt.

Für das Schuljahr 2020/2021 ist der Einschreibetermin in die 5. Klasse bei-
der Schulen am Mittwoch, 6. Mai, von 8 bis 12 Uhr und von 15 bis 18 Uhr. 
Weitere Informationen unter www.muenchen.de/schuleinschreibung.

Musical-Premiere „Aschenputtel fällt aus dem Rahmen“
(9.1.2020) Seit 25 Jahren führt die Städtische Fachakademie für Sozialpä-
dagogik (FAKS) jedes Jahr ein Musical auf, jetzt rückt die Jubliäumspre-
miere näher. Die Studierenden der Fachakademie zeigen am Dienstag, 21. 

http://www.muenchen.de/schuleinschreibung
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Januar, um 15 Uhr die Premiere des Musicals „Aschenputtel fällt aus dem 
Rahmen“. 
Es ist die inzwischen 25. Musical-Produktion der größten Fachakademie 
für Sozialpädagogik in Bayern. Jedes Jahr besuchen zirka 4.000 Zuschaue-
rinnen und Zuschauer die Vorstellungen der FAKS. Die angehenden und be-
reits im Beruf stehenden Erzieherinnen und Erzieher greifen mit dem Mu-
sical aktuelle Themen auf. Heuer geht es beim Aschenputtel-Stück darum, 
gesellschaftliche Normen zu überdenken – und dass das Sein wichtiger ist 
als der Schein.
Das Musical ist selbst verfasst, komponiert und produziert. Der Eintritt ist 
frei. Aufgeführt wird das Stück auf der Bühne des Anton-Fingerle-Bildungs-
zentrums, Schlierseestraße 47. Aktuell gibt es nur noch einzelne Restkar-
ten. 
Aufführungstermine
-- Dienstag, 21. Januar, 15 Uhr (Premiere)
-- Mittwoch, 22. Januar, 15 Uhr
-- Freitag, 24. Januar, 15 Uhr
-- Freitag, 24. Januar, 19 Uhr
-- Samstag, 25. Januar, 17 Uhr
-- Dienstag, 28. Januar, 15 Uhr
-- Dienstag, 28. Januar, 19 Uhr (Jubiläumsvorstellung)
-- Donnerstag, 30. Januar, 11 Uhr (schulinterne Vorstellung)
-- Donnerstag, 30. Januar, 15 Uhr
-- Freitag, 31. Januar, 15 Uhr
-- Freitag, 31. Januar, 19 Uhr
-- Samstag, 1. Februar, 17 Uhr
Seit 25 Jahren komponiert, schreibt und inszeniert Wilfried Michl, lang-
jähriger Studiendirektor für Musik an der Städtischen Fachakademie für 
Sozialpädagogik, die Musicals der städtischen Schule. Wilfried Michl ist 
seit dem Schuljahr 2019/20 in Ruhestand – mit „Aschenputtel fällt aus dem 
Rahmen“ gibt er eine Zugabe, es ist die definitiv letzte Inszenierung unter 
der Leitung des gelernten Opernsängers. 
Achtung Redaktionen: Die RBS-Pressestelle kann gerne ein Interview 
mit Wilfried Michl arrangieren. Ein Blick hinter die Kulissen der Musical-Pro-
duktion ist während der Generalprobe am Samstag, 18. Januar, ab 9 Uhr 
möglich. Um eine Anmeldung bei der Pressestelle des Bildungsreferats 
wird gebeten per E-Mail an presse.rbs@muenchen.de.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 9. Januar 2020

Bebauung von Grünanlagen in München
Anfrage Stadträte Johann Altmann (Fraktion Bayernpartei) und Tobias Ruff 
(ÖDP) vom 21.8.2019

Wie wird der Jugendschutz auf der Wiesn kontrolliert?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Dr. Michael 
Mattar, Gabriele Neff, Thomas Ranft und Wolfgang Zeilnhofer (FDP-Frak-
tion)  vom 2.10.2019

München-Marathon – Anwohner sitzen ohne Benachrichtigung fest!
Warum gibt es keine Benachrichtigung für die Bürger?
Anfrage Stadtrat Richard Quaas (CSU-Fraktion) vom 14.10.2019
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Bebauung von Grünanlagen in München
Anfrage Stadträte Johann Altmann (Fraktion Bayernpartei) und Tobias Ruff 
(ÖDP) vom 21.8.2019

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr.(I) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 21.8.2019 haben Sie gemäß § 68 GeschO Anfrage Nr. 
14-20/F 01576 an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung nachstehend beantwortet wird.

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:
„Grünanlagen im Sinne von § 1 Abs. 1 der Grünanlagensatzung sind alle 
von der Landeshauptstadt München gärtnerisch gestalteten und von ihr 
unterhaltenen öffentlichen Park- und Grünflächen, die der Allgemeinheit 
unentgeltlich zu Erholungs- und Freizeitzwecken einschließlich spielerischer 
und sportlicher Aktivitäten dienen. Nach § 2 Abs. 1 dürfen diese nicht be-
schädigt werden. Nutzungen, die nicht unmittelbar dem in § 1 genannten 
Zweck dienen, sind unzulässig.“

Hierzu stellen Sie die folgenden Fragen:

Frage 1:
Unter welchen Voraussetzungen und auf welcher rechtlichen Grundlage 
können Flächen, die als öffentliche Grünanlagen gewidmet und in der 
Grünanlagensatzung der LH München als solche geführt werden, Gegen-
stand einer Bebauung sein? Welche Voraussetzungen und welche Schritte 
müssen erfolgen, um Flächen, die per Akt als öffentliche Grünanlagen 
gewidmet sind, einem anderen Zweck – z.B. einer Bebauung zuführen zu 
können?

Antwort:
Grünanlagensatzung:
Bei der Grünanlagensatzung handelt es sich um eine Satzung nach Art. 24 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO). Nach Art. 24 Abs. 
1 Nr. 1 GO können Gemeinden die Benutzung ihres Eigentums und ihrer 
öffentlichen Einrichtungen mittels Satzung regeln. Es handelt sich dabei 
quasi um eine „Hausordnung“ in öffentlich-rechtlicher Ausgestaltung. Die 
Gemeinde kann gemäß Art. 24 GO jederzeit nach eigenem Ermessen 
(neu) festlegen, auf welchen städtischen Grundstücken, die der Öffentlich-
keit zu Erholungs- und Freizeitzwecken zur Verfügung gestellt werden, die 
Grünanlagensatzung als „Hausordnung“ gelten soll; unabhängig davon, ob 
und wie diese Flächen ggf. in einem Flächennutzungsplan dargestellt sind.
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Die Art der Nutzung dieser Flächen im baurechtlichen Sinne (z.B. Grün-
fläche) wird durch die Grünanlagensatzung nicht rechtsverbindlich festge-
schrieben; dies ist vielmehr ausschließlich eine Frage des Bauplanungs-
rechts.
Die Tatsache, dass eine Grünanlage in das Grünanlagenverzeichnis aufge-
nommen worden ist, hat keinen Einfluss auf die bauplanungsrechtliche 
Beurteilung einer Fläche. Vielmehr richtet sich die bauplanungsrechtliche 
Beurteilung allein nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB).

Bauleitpläne:
Der Flächennutzungsplan enthält als „vorbereitender Bauleitplan“ gemäß 
§ 5 BauGB die Grundzüge der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung 
für das ganze Gemeindegebiet. 
Der Flächennutzungsplan begründet keine Bauansprüche für die einzelnen 
Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer. Er dient der Gemeinde und 
anderen öffentlichen Planungsträgern als Grundlage bei späteren Entschei-
dungen.

Als sog. „öffentlicher Belang“ entwickelt der Flächennutzungsplan vor-
nehmlich auch im planungsrechtlichen „Außenbereich“ gemäß § 35 BauGB 
seine Wirkung, da hier zu genehmigende Vorhaben den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans nicht entgegenstehen dürfen.

Bei Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen gemäß § 30 BauGB und 
im Zusammenhang bebauten Ortsteilen gemäß § 34 BauGB können die 
Darstellungen und Ziele des Flächennutzungsplans den Vorhaben nicht 
entgegengehalten werden. In solchen Fällen könnte beispielsweise wo-
möglich auch die Bebauung einer im Flächennutzungsplan dargestellten 
„Allgemeinen Grünfläche“ nicht verhindert werden. 

Außerdem stellt der Flächennutzungsplan das wichtigste formale Pla-
nungsinstrument zur langfristigen Steuerung der Stadtentwicklung dar 
und ist die Grundlage für die Aufstellung von Bebauungsplänen, deren Pla-
nungsziele aus den Darstellungen /Zielen des Flächennutzungsplans entwi-
ckelt sein müssen.

Rechtsverbindliche Festsetzungen hingegen sind Inhalt von Bebauungs-
plänen, den sog. „verbindlichen Bauleitplänen“ gemäß § 8 BauGB. Hier 
festgesetzte Grün- und Freiflächen sind nur gemäß den Festsetzungen 
nutzbar.
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Frage 2:
Wie viele solcher Grünanlagen, die als öffentliche Grünanlagen gewidmet 
und somit Teil der Grünanlagensatzung der LH München waren und Flä-
chen, die im Flächennutzungsplan als „Allgemeine Grünflächen“ definiert 
sind, wurden in der aktuellen und in der vergangenen Legislaturperiode 
einem anderen Zweck als dem der Erholung und Freizeitgestaltung der 
Bürgerinnen und Bürger, z.B. einer Bebauung zugeführt? Welche Gesamt-
fläche in Quadratmetern ist betroffen?

Antwort:
Für den Flächennutzungsplan liegen erstmals seit dem Jahr 2014 Zahlen zu 
Größenordnungen der Allgemeinen Grünflächen vor. Danach ist von 2014 
bis 2019 eine Zunahme der Flächen, die als Allgemeine Grünflächen dar-
gestellt sind, von 1,08% zu verzeichnen. Insgesamt sind derzeit ca. 3.850 
Hektar als Allgemeine Grünfläche dargestellt.

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung sind im gleichen Zeitraum na-
hezu 70 Hektar Öffentliche Grünflächen in Bebauungsplänen festgesetzt 
worden.

Bislang gab es keine Veranlassung, eine Statistik darüber zu führen, wel-
che ausgebauten Grünanlagen einer anderen Nutzung zugeführt und des-
halb aus dem Geltungsbereich der Grünanlagensatzung herausgenommen 
wurde. Deshalb ist keine entsprechende Erfassung erfolgt. Sie kann jetzt 
nicht mehr nachgeholt werden, weil die von der Landeshauptstadt Mün-
chen als öffentliche Grünanlagen unterhaltenen Flächen zwar digital auf Ba-
sis der Stadtgrundkarte gespeichert sind und laufend aktualisiert werden. 
Es ist aber systemtechnisch keine Auswertung und Sortierung nach den in 
den letzten Jahren eingegeben Änderungen möglich. Auch in Papierform 
liegen die Vorgänge überwiegend nicht mehr vor.

Es ist bekannt, dass in den letzten Jahren verschiedentlich öffentliche 
Grünanlagen aus übergeordneten Gründen für die Errichtung von Schul- 
und Kindergartenpavillons sowie für Flüchtlingsunterkünfte in Anspruch 
genommen wurden. Auch diese Vorgänge wurde jedoch nicht statistisch 
erfasst und sind heute nicht mehr lückenlos nachzuvollziehen. Ohnehin 
handelt es sich in vielen Fällen nur um eine zeitlich befristete Bebauung 
und damit nicht um eine dauerhafte andersartige Nutzung von Grünanla-
gen im Sinne der Stadtratsanfrage.
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Frage 3:
Denjenigen Grünflächen, die in der Grünanlagensatzung der LH München 
als öffentliche Grünanlagen geführt werden, sowie Flächen, die laut Flä-
chennutzungsplan „Allgemeine Grünflächen“ sind, kommt in der Regel 
laut Stadtklimaanalyse der LH München (Klimafunktionskarte) eine sehr 
hohe oder hohe Funktion für die Kaltluftzufuhr sowie eine sehr hohe bis 
hohe bioklimatische Bedeutung zu. Wie ist die Bebauung solcher Flächen 
mit den parteiübergreifend dringend angestrebten Maßnahmen von mehr 
Klimaschutz in der Stadt vereinbar?

Antwort:
Für das Münchner Stadtgebiet wurde eine Stadtklimaanalyse (Klimafunk-
tionskarte) erstellt. Diese enthält – berechnete – Karten zu den thermi-
schen Bedingungen im Stadtgebiet und zum Luftaustausch. Die einzelnen 
Ergebnisse wurden in einer Analyse- und einer Bewertungskarte zusam-
mengefasst. Die Karte wurde von der Vollversammlung des Stadtrats 2014 
beschlossen (siehe Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 
17.12.2014, Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 01810). Zudem sind die Karte und 
der begleitende Fachbericht auf der Website des Referats für Gesundheit 
und Umwelt veröffentlicht (https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtver-
waltung/Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Stadtklima/Stadtklimaana-
lyse.html).
In diesem Rahmen wurden auch Leitbahnen für den Luftaustausch zwi-
schen Siedlungsräumen und Ausgleichsräumen im Umland identifiziert. 
Hier spielen die Isar-Au im Süden des Stadtgebiets und im Norden mit 
dem Englischen Garten sowie weitere großflächige, zusammenhängende 
Grün- und Freiflächen, die vom Umland ins Stadtgebiet hineinreichen, eine 
wichtige Rolle.
Zusätzlich werden in der stadtklimatischen Bewertungskarte die klima-
wirksamen Grün- und Freiflächen dargestellt. Grün- und Freiflächen sind kli-
maökologische Ausgleichsräume und können die Wärmebelastung in den 
Siedlungsflächen verringern. Als „sehr hohe bioklimatische Bedeutung“ 
wurden Grünflächen eingestuft, die in einer Kaltluftleitbahn liegen oder mit 
einem direkt zugeordneten, bioklimatisch stark belasteten Wirkungsraum 
(1 km Entfernung) verknüpft sind. Grünflächen, die mit einer „hohen biokli-
matischen Bedeutung“ eingestuft wurden, verfügen entweder über einen 
direkt zugeordneten, bioklimatisch belasteten Wirkungsraum, weisen ein 
überdurchschnittliches Kaltluftliefervermögen auf oder die Fläche weist 
eine hohe Aufenthaltsqualität am Tage in fußläufiger Erreichbarkeit auf.
Im Rahmen der Klimaanpassung, der Anpassung an nicht mehr vermeid-
bare Folgen des Klimawandels, kommt dem Erhalt dieser klimaökologi-
schen Ausgleichsräume eine hohe Bedeutung zu. Aufgrund der aktuellen 
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Siedlungsentwicklung und des hohen Bebauungsdrucks ist eine genaue 
Betrachtung der klimatisch bedeutsamen Flächen besonders wichtig.
Die Klimafunktionskarte bildet eine wichtige Abwägungsgrundlage für die 
bauliche Entwicklung in München und für eine Weiterentwicklung klima-
wirksamer Freiflächen und Siedlungsstrukturen. Die Maßnahme „Integra-
tion der Klimafunktionskarte in die Stadtplanung“ wurde im Rahmen des 
„Maßnahmenkonzepts Anpassung an den Klimawandel in der Landes-
hauptstadt München“ (siehe Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats 
vom 15.11.2016, Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 06819) entwickelt und wird 
seitdem gemeinsam mit dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung 
umgesetzt.
Ein frühzeitiges Screening vor der Ausschreibung städtebaulicher Wett-
bewerbe, der Erstellung von Strukturkonzepten und der Aufstellung von 
Bebauungsplänen trägt dazu bei, dass die klimatische Wirksamkeit von Flä-
chen erhalten und der groß- und kleinräumige Luftaustausch funktionsfähig 
bleibt. Bei Betroffenheit stadtklimatisch hochwirksamer Flächen wird ein 
vertiefendes mikroklimatisches Gutachten vergeben und auf dieser Basis 
werden Kriterien für städtebauliche Wettbewerbe (falls stattfindend) bzw. 
Planungshinweise für die jeweiligen Vorhaben abgeleitet. Sehr wichtig ist 
eine frühzeitige Berücksichtigung im Planungsprozess. Dies wird mit der 
beschriebenen Vorgehensweise ermöglicht.

Frage 4:
Bisweilen widersprechen sich Flächennutzungsplan und Grünanlagensat-
zung. Welches Instrument (Satzung oder Flächennutzungsplan) ist hier 
dem anderen grundsätzlich übergeordnet?

Antwort:
Bezüglich der rechtlichen Stellung von Grünanlagensatzung und Flächen-
nutzungsplan darf auf die Antwort unter 1. verwiesen werden.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten.



Rathaus Umschau
9.1.2020, Seite 18

Wie wird der Jugendschutz auf der Wiesn kontrolliert?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Dr. Michael 
Mattar, Gabriele Neff, Thomas Ranft und Wolfgang Zeilnhofer (FDP-Frak-
tion) vom 2.10.2019

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 2.10.2019 beziehen Sie sich auf die mediale Berichter-
stattung zum Jugendschutz auf dem Oktoberfest und führen aus:

„Aus einem Artikel vom 1.10.2019 in der Münchner Merkur geht hervor, 
dass Jugendliche unter 16 Jahren in den Bierzelten des Oktoberfestes, 
ohne kontrolliert zu werden, Bier bestellen konnten. In Deutschland – und 
damit auch in Bayern – gilt ein besonders hartes Jugendschutzgesetz, um 
die Jugendlichen unter anderem vor den Gefahren durch Alkohol zu schüt-
zen. Die Beachtung des Gesetzes sollte auch auf dem größten Volksfest 
der Welt kontrolliert und durchgesetzt werden.“

Die sechswöchige Frist zur Beantwortung konnte aufgrund von Abwesen-
heitszeiten nicht eingehalten werden. Wir bitten dies zu entschuldigen.

Zu Ihrer Anfrage vom 2.10.2019 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:
Welche Kontrollen zur Durchsetzung des Jugendschutzgesetzes werden 
auf dem Oktoberfest vollzogen?

Antwort:
Es finden täglich Eingangskontrollen an den Zelteingängen durch geschul-
tes Ordnungspersonal statt.

Das Team Jugendschutz des Stadtjugendamtes führt täglich Kontrollrund-
gänge, teilweise gemeinsam mit Polizei, durch.

Das Verkaufspersonal lässt sich im Zweifelsfall den Ausweis von jungen 
Menschen vorlegen.

Weiterhin finden im Vorfeld des Oktoberfestes Kooperationsgespräche zwi-
schen allen relevanten Akteuren statt. In diesen Austausch-Foren zwischen 
Festwirt*innen, Polizei, Feuerwehr, Aicher Ambulanz, „Sichere Wiesn für 
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Mädchen und junge Frauen“ u.a. sind Kinder- und Jugendschutz fester Be-
standteil der Besprechungen.

Die Wirt*innen erhalten jedes Jahr zusätzlich einen sogenannten „Wirte-
brief“, in dem alle aktuellen Informationen zum Jugendschutz zusammen-
gefasst sind.

Das Jugendschutz-Team organisiert jedes Jahr eine Schulung für das Ord-
nungspersonal in den Festzelten. Hier werden die Teilnehmenden über die 
geltenden Jugendschutzbestimmungen informiert und die Regularien zur 
Umsetzung besprochen. Die Schulung ist von den Festwirt*innen explizit 
gewünscht und wird als Arbeitszeit angerechnet.

In allen Zelten und an alle Verkaufsstellen werden Jugendschutz-Aushänge 
verteilt und es wird darauf geachtet, dass diese dauerhaft gut sichtbar 
angebracht sind. Dabei wird das Personal wiederholt für die gesetzlichen 
Bestimmungen sensibilisiert und auf die Konsequenzen bei Verstößen 
hingewiesen. Während des gesamten Oktoberfestes finden Kontrollen der 
Jugendschutz-Aushänge statt.

Frage 2:
Wie oft werden diese Kontrollen durchgeführt und von wem?

Antwort:
Mehrmals täglich führt das Jugendschutz-Team Kontrollen auf dem Ok-
toberfest durch. Dabei gehen zwei bis drei Helfer*innen des Jugend-
schutz-Teams auf dem Gelände durch die Zelte und Biergärten und haben 
hierbei ein besonderes Augenmerk auf Jugendliche bzw. auf deren Alko-
holkonsumverhalten. Diese Kontrollrundgänge finden teilweise gemeinsam 
mit den Jugendbeamt*innen der Polizei statt.

Alkoholisierte Jugendliche werden in die Jugendschutzstelle im Verwal-
tungsgebäude auf dem Oktoberfest oder gegebenenfalls in die Ambulanz 
bzw. auf die Polizeiwache gebracht und im Anschluss ihren Personensorge-
berechtigten übergeben. Können diese nicht erreicht werden oder beste-
hen andere Hinderungsgründe im Hinblick auf eine Kindeswohlgefährdung, 
nimmt das Stadtjugendamt sie in Obhut.

Bei Verstößen gegen die Oktoberfestregelungen bzw. gesetzlichen Ju-
gendschutzbestimmungen erfolgt eine Personenkontrolle durch die Polizei 
und eine Information über den Verstoß an das Bedienungs- bzw. Ord-
nungspersonal sowie an die Festwirtin oder den Festwirt. Das Fehlverhal-
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ten von Personal führt zu personalrechtlichen Konsequenzen, beispiels-
weise wurden Bedienungen entlassen.

Verstöße gegen Jugendschutzbestimmungen sind zu dem Thema in der 
täglichen Lage-Besprechung gemeinsam mit dem Referat für Arbeit und 
Wirtschaft, Kreisverwaltungsreferat, Polizei, Feuerwehr u.a.

Die Helfer*innen des Jugendschutz-Teams sind alle sehr erfahren und er-
halten im Vorfeld des Oktoberfestes eine Unterweisung durch das Stadtju-
gendamt.

Die Jugendschutzstelle ist täglich mit ein bis zwei hauptamtlichen Mitarbei-
ter*innen und im Durchschnitt mit drei Helfer*innen besetzt.

Frage 3:
Wie oft wurden Verstöße gegen das Gesetz geahndet?

Antwort:
Das Kreisverwaltungsreferat hat auf Anfrage mitgeteilt: „dass bei der 
Bußgeldstelle keine Anzeigen wegen festgestellten Verstößen gegen das 
Jugendschutzgesetz auf dem Oktoberfest vorliegen“.

Frage 4:
Welche Zusammenarbeit im Hinblick auf die Einhaltung des Jugendschutz-
gesetzes mit den Betreibern der Festzelte gibt es?

Antwort:
Gemeinsame Austausch-Gespräche mit den Festwirt*innen sind strukturell 
bei der Festleitung verortet. In diesen Austausch-Foren ist der Jugend-
schutz regelmäßig Thema, sowohl präventiv als auch indiziert.
Werden Verstöße während der o.g. Kontrollgänge festgestellt, wird umge-
hend das Gespräch mit der jeweiligen Festwirtin oder dem jeweiligen Fest-
wirt gesucht. Teilweise wird auch die Festwirtin oder der Festwirt durch 
sein Ordnungspersonal von Vorkommnissen informiert und sucht anschlie-
ßend die Jugendschutzstelle auf. 
Die Kontrollen im betroffenen Zelt werden daraufhin verstärkt.

Frage 5:
Ist eine tiefer gehende Zusammenarbeit geplant? Wie sieht diese aus?
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Antwort:
Die Zusammenarbeit wird bisher von allen Beteiligten als durchweg positiv 
und konstruktiv beurteilt. Tatsächlich ist für 2020 ein Ausbau der Präsenz-
zeiten der Jugendschutzstelle auf dem Oktoberfest geplant. Zudem soll 
die Kooperation mit der Polizei (vermehrt gemeinsame Kontrollgänge) aus-
gebaut werden. Speziell mit den Festwirt*innen ist in Bezug auf die Einhal-
tung und Umsetzung der Jugendschutzbestimmungen ein gemeinsames 
Pressegespräch für das Oktoberfest 2020 geplant.
Der Jugendschutz des Stadtjugendamtes sieht seine Aufgabe nicht nur 
in der Kontrolle der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmung, sondern 
insbesondere in der präventiven Aufklärungs- und Informationsarbeit mit 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem soll die Elternverantwor-
tung durch Information und Beratung seitens des Stadtjugendamtes im 
Hinblick auf Konsumverhalten und Freizeitgestaltung der jungen Menschen 
gestärkt werden.

Über die vielfältigen Aspekte und Herausforderungen des Jugendschutzes 
und die Arbeit des Jugendschutz-Teams im Stadtjugendamt ist eine Infor-
mation des Stadtrats im Jahr 2020 vorgesehen.
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München-Marathon – Anwohner sitzen ohne Benachrichtigung fest! 
Warum gibt es keine Benachrichtigung für die Bürger?
Anfrage Stadtrat Richard Quaas (CSU-Fraktion) vom 14.10.2019

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle:

Herr Oberbürgermeister Reiter hat mir Ihre Anfrage vom 14.10.2019 zur 
Beantwortung überlassen. 

Inhaltlich teilen Sie Folgendes mit:
„Der München-Marathon am letzten Sonntag ist ein jährliches Großereig-
nis in München, das besondere Begeisterung bei vielen Sportinteressier-
ten auslöst. Weniger Begeisterung gibt es allerdings bei vielen Anwohnern 
der Laufstrecke, die sich jedes Jahr im Detail ändert, weil sie dann über 
Stunden ihre Fahrzeuge, auch die in den Garagen abgestellten, nicht be-
wegen und nutzen können. So erging es zum Beispiel den Anwohnern in 
der Türkenstraße, die erstmals in die Laufstrecke einbezogen wurde und 
keine Vorabinformation darüber hatten, dass der Laufweg jetzt über ihre 
Wohnstraße läuft, darunter auch Menschen, die auf die freizügige Ver-
wendung ihrer Fahrzeuge zu jeder Zeit, wie Ärzte, angewiesen sind. Für 
Menschen, die nicht sportbegeistert sind, gibt es in der Regel auch keinen 
Grund, die Marathonstrecke vorab zu studieren, um zu sehen, ob jetzt die 
Laufstrecke direkt vor ihrer Haustür läuft. Bei allen anderen Veranstaltun-
gen in München, verpflichtet die Genehmigungsbehörde per Auflage die 
Veranstalter, die Anwohner von den bevorstehenden Einschränkungen zu 
informieren.“

Zusammenfassend beantworte ich Ihre Fragen wie folgt:

Frage 1:
Wurde von der städt. Genehmigungsbehörde dem Veranstalter des Mün-
chen-Marathon eine Auflage gemacht, die Anwohner des Laufwegs über 
die zu erwartenden Einschränkungen während der Veranstaltung zu infor-
mieren?

Antwort:
Beim Marathon handelt es sich um eine Veranstaltung auf öffentlichem Ver-
kehrsgrund, für die das Veranstaltungs- und Versammlungsbüro des Kreis-
verwaltungsreferates zuständige Genehmigungsbehörde ist.  

Wegen einer Hochbaumaßnahme im Bereich Theresienstraße/Ecke Tür-
kenstraße war es in diesem Jahr nicht möglich, die Theresienstraße, zwi-
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schen Türkenstraße und Ludwigstraße, als Laufstrecke in beide Richtungen 
zu nutzen.
Deshalb musste im Vorfeld des diesjährigen Marathons eine geänderte 
Laufstrecke, von der Ludwigstraße kommend über die Schellingstraße 
und die Türkenstraße zur Theresienstraße, gefunden werden. Unmittelbar 
betroffen von dieser Streckenänderung waren die Anwohnerinnen und 
Anwohner der Schellingstraße, zwischen Ludwigstraße und Türkenstraße, 
der Türkenstraße, zwischen Schellingstraße und Theresienstraße, und der 
Amalienstraße, zwischen Schellingstraße und Theresienstraße. 
 
Die Zu- und Abfahrt in der Türkenstraße, zwischen Adalbertstraße und 
Schellingstraße, aus Fahrtrichtung Norden kommend, konnte ermöglicht 
werden, indem die Einbahnregelung in diesem Straßenabschnitt während 
der Veranstaltungszeit aufgehoben wurde. Bei einer Kontrolle am Veran-
staltungstag wurde festgestellt, dass der Veranstalter die erforderlichen 
Maßnahmen bzgl. der Außerkraftsetzung der Einbahnregelung auch ord-
nungsgemäß umgesetzt hatte. 

Im Genehmigungsbescheid ist selbstverständlich – wie bei allen Veranstal-
tungen auf öffentlichem Verkehrsgrund – eine Auflage enthalten, die den 
Veranstalter verpflichtet, die Anwohnerinnen und Anwohner über die zu er-
wartenden verkehrlichen Auswirkungen der Veranstaltung zu informieren. 
Die Auflage lautet konkret wie folgt:

„Der Veranstalter muss die von den veranstaltungsbedingten Verkehrsbe-
schränkungen betroffenen Anlieger rechtzeitig in geeigneter Form (Veröf-
fentlichung) unterrichten.

Die Veranstaltungen und ihre verkehrlichen Auswirkungen sind rechtzeitig 
in der Tagespresse sowie im Internet bekannt zu machen. Dabei ist eindeu-
tig klarzustellen, dass es sich teilweise um sehr massive Behinderungen 
(besonders auch bei Trambahnen und Bussen) handelt, bzw. ggf. weite 
Umleitungsstrecken in Kauf genommen werden müssen. Darüber hinaus 
ist in den Veröffentlichungen darauf hinzuweisen, dass die Zufahrt Frie-
denstraße zur Autozugbeladung am Ostbahnhof während des Marathons 
nicht möglich ist.

Für eine mehrmalige Veröffentlichung der durch die Veranstaltung entste-
henden Behinderungen mit Straßen- und Zeitangaben (Skizze) ist zu sor-
gen.
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Für die völlig abgeschnittenen Gebiete sind gesonderte Informationen für 
die Anlieger zu erstellen, die an diese direkt verteilt werden (z.B. Haus-
wurfsendung).

Diese Informationen sind mindestens zweimal und spätestens eine Woche 
vor der Veranstaltung zu übermitteln. Sie müssen unmissverständlich über 
die zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen informieren und den 
Betroffenen auch den jeweiligen ungefähren Zeitrahmen der Beeinträch-
tigung nennen (genaue Zeit- und Streckenangaben, Hinweis auf fehlende 
Durch- und Ausfahrtmöglichkeiten).

Dies gilt insbesondere für folgende Gebiete: 

-- Westseite der Oberföhringer Straße 
-- Montgelasstraße/Steirbachstraße/Neuberghauser Straße
-- Umkreis Osterwald-/Biedersteiner Straße
-- Gyßlingstraße
-- Theo-Prosel-Weg

Die Liste der Straßen für die Anliegerinformation ist dem Kreisverwal-
tungsreferat sowie der Polizei für den Fall eventueller Beschwerden zur 
Kenntnis zu übermitteln.

Die Deutsche Post AG ist rechtzeitig über die Sperrungen aufgrund der Ver-
anstaltung zu informieren, damit Eilzustellungen auch am Veranstaltungs-
tag durchgeführt werden können.

Spätestens am Veranstaltungstag ab 6 Uhr bis zum Ende der Veranstaltung 
ist durch den Veranstalter ein Bürger- und Sorgentelefon einzurichten. Die 
Telefonnummern sind rechtzeitig vorher in der Presse zu veröffentlichen. 
Dabei muss eine ausreichende Anzahl von Leitungen vorhanden sein, um 
die Erreichbarkeit auch während der laufenden Veranstaltung zu garantie-
ren.

Die Teilnehmer sind frühzeitig über die vorhandenen Parkmöglichkeiten zu 
informieren.“

Der Veranstalter legte dem Kreisverwaltungsreferat sowie der zuständigen 
Polizeidienststelle am 21.8.2019 einen Entwurf der Anwohnerinformation 
zur Genehmigung vor. Diese wurde seitens des Kreisverwaltungsreferates 
am 26.8.2019 erteilt. 
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Frage 2:
Wenn ja, warum wurde die – sonst immer in dem Genehmigungsbescheid 
– übliche Auflage – z.B. für die neu in den Laufweg integrierte Türkenstraße 
– nicht ausgeführt?

Antwort:
Zu dieser Frage hat das Kreisverwaltungsreferat den Veranstalter um Stel-
lungnahme gebeten. 
Der Veranstalter beauftragte einen Verteildienst mit der Zustellung der An-
wohnerinformation. Dieser teilte diesbezüglich mit, dass die Anwoh-
nerinformation zuverlässig zugestellt wurde. In der Türkenstraße wurde 
dies durch Stichproben in den Hausnummern 16, 24 und 30 belegt. Der 
Kontrollnachweis liegt dem Kreisverwaltungsreferat vor. 

Das Kreisverwaltungsreferat hat daher keinen Grund für Zweifel an einer 
ordnungsgemäßen und flächendeckenden Verteilung der Anwohnerinfor-
mation durch den Veranstalter bzw. die durch ihn beauftragte Firma. Das 
zuständige Veranstaltungs- und Versammlungsbüro wird gleichwohl im 
Rahmen des nächsten Marathons erneut auf die strikte Einhaltung der An-
wohnerinformation achten. 

Frage 3:
Wenn nein, warum wurde dem Veranstalter keine Auflage gemacht, die 
Anwohner über den Laufweg und die Zeitdauer der Veranstaltung – insbe-
sondere dort wo ein neuer Laufweg gewählt wurde – zu informieren?

Antwort:
Es wird verwiesen auf die Antwort zu Frage 1. 

Frage 4:
Falls es ein Versäumnis der Stadt bei der Benachrichtigung gegeben hat, 
wird das für die nächste Großveranstaltung in der Vorbereitung und die 
Auflagen künftig aufgenommen?

Antwort:
Diesbezüglich wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen.  

Ich darf Sie um Kenntnisnahme dieser Ausführungen bitten und gehe da-
von aus, dass diese Angelegenheit damit erledigt ist.
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Pop-Förderung erhöhen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Renate Kürzdörfer, Haimo  
Liebich, Klaus Peter Rupp, Julia Schönfeld-Knor, Dr. Constanze  
Söllner-Schaar und Christian Vorländer (SPD-Fraktion) 
 
Bandproberäume unter der Donnersbergerbrücke und an ähnli- 
chen städtischen Freiflächen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Renate Kürzdörfer, Haimo  
Liebich, Klaus Peter Rupp, Julia Schönfeld-Knor, Dr. Constanze  
Söllner-Schaar und Christian Vorländer (SPD-Fraktion) 
 
Mehr Auftrittsmöglichkeiten für junge Bands schaffen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Renate Kürzdörfer, Haimo  
Liebich, Klaus Peter Rupp, Julia Schönfeld-Knor, Dr. Constanze  
Söllner-Schaar und Christian Vorländer (SPD-Fraktion) 
 
Kleingärten Flurstücke 435/ und 435/3 Gemarkung Feldmoching 
Anfrage Stadträte Manuel Pretzl, Alexander Reissl und Otto Seidl  
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Reisebusse nach Fröttmaning 
Antrag Stadträte Manuel Pretzl, Alexander Reissl und Richard Quaas  
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Augen-Belegabteilung auf dem Campus Harlaching weiterführen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann, Dr. Josef Assal, Eva  
Caim, Richard Progl, Mario Schmidbauer und Andre Wächter (Fraktion  
Bayernpartei) 
 
Sind FSC- und Naturlandzertifizierung der städtischen Forstver- 
waltung in Gefahr? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Tobias Ruff und Johann  
Sauerer (ÖDP) 
 
 
 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 09.01.2020

Pop-Förderung erhöhen

Antrag

Die Landeshauptstadt München soll die Förderungen im Bereich Pop erhöhen. Dazu wird das 
Kulturreferat gebeten, dem Stadtrat Vorschläge zu unterbreiten, in welchem Maße die Stipendien 
sowie die Programmförderungen erhöht werden können. Zudem soll ein Konzept erarbeitet werden, 
wie künftig die sogenannten Support-Bands unterstützt werden können.

Begründung

Um den popkulturellen Bereich weiter zu unterstützen, müssen die aktuellen Fördermöglichkeiten des 
Kulturreferats ausgebaut werden. Musik macht Spaß und verbindet. Unter Popmusik versteht man 
alle aktuellen Musikproduktionen. Dieses Feld ist sehr beliebt und muss unbedingt weiter gefördert 
werden. Die Stadt sollte dafür optimale Rahmenbedingungen schaffen.

gez.
Klaus Peter Rupp
Julia Schönfeld-Knor
Kathrin Abele
Renate Kürzdörfer

Dr. Constanze Söllner-Schaar
Christian Vorländer
Haimo Liebich

Stadtratsmitglieder



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 09.01.2020

Bandproberäume unter der Donnersbergerbrücke und an ähnlichen städtischen Freiflächen

Antrag

Die Stadtverwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob es möglich ist, unter der Donnersbergerbrücke 
(Ecke Trappentreustraße / Landsberger Straße) und an ähnlichen Standorten (auf städtischen 
Grundstücken) Container aufzustellen, die von verschiedenen Musikgruppen als Proberäume genutzt 
werden können. Dabei soll nicht nur die Machbarkeit des Errichtens geprüft, sondern auch ein 
entsprechendes Betriebskonzept erstellt werden.

Begründung

Räume sind in München Mangelware. Das gilt nicht nur für das Wohnen, sondern auch für 
Bandproberäume. Dagegen gibt es in der Stadt verschiedene, auf den ersten Blick als „unwirtlich“ 
erscheinende Orte, wie z. B. unter der Donnersbergerbrücke, die aufgrund ihrer Lage und Umgebung 
nicht für weitergehende Nutzungen geeignet sind. Auf diesen könnten Container für Probenräume 
errichtet werden.

Da an solchen Orten üblicherweise keine kulturelle Infrastruktur in unmittelbarer Nachbarschaft 
vorhanden ist, muss auch ein Betriebskonzept erstellt werden, um insbesondere die Vergabe von 
Probenzeiten sowie die Überlassung der Räume (Zugangsmöglichkeiten, Schlüsselübergabe u. ä.) 
verbindlich festzulegen. Der Betrieb der Container kann so auf jeden weiteren Ort übertragen werden.

gez.
Klaus Peter Rupp
Julia Schönfeld-Knor
Kathrin Abele
Renate Kürzdörfer

Dr. Constanze Söllner-Schaar
Christian Vorländer
Haimo Liebich

Stadtratsmitglieder



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 09.01.2020

Mehr Auftrittsmöglichkeiten für junge Bands schaffen

Antrag

Das Kulturreferat wird beauftragt, mehr Auftrittsmöglichkeiten für junge Bands zu schaffen. Dafür soll 
dem Stadtrat ein Konzept vorgelegt werden, um z.B. Kneipen und Stadtteilkulturzentren zu 
unterstützen, die solche Auftritte ermöglichen. Zudem soll die Durchführung eines Festivals in 
Kneipen/Stadtteilkulturzentren für Nachwuchs-Bands unterstützt werden. 

Begründung

Junge Bands brauchen Möglichkeiten, sich auf Bühnen und vor Publikum auszuprobieren bzw. sich 
zu präsentieren. Hierfür brauchen sie öffentliche Auftritte. Aus diesem Grund soll das Kulturreferat ein 
Konzept erarbeiten, um neue Auftrittsmöglichkeiten zu schaffen.

gez.
Klaus Peter Rupp
Julia Schönfeld-Knor
Kathrin Abele
Renate Kürzdörfer

Dr. Constanze Söllner-Schaar
Christian Vorländer
Haimo Liebich

Stadtratsmitglieder



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Kleingärten Flurstücke 435/ und 435/3 Gemarkung Feldmoching

In der Antwort auf eine Anfrage der FDP hat das Planungsreferat geantwortet, dass die 
beiden genannten Flurstücke lt. Flächennutzungsplan für Kleingärten vorgesehen sind.

Daher fragen wir den Oberbürgermeister Dieter Reiter:

1. Sind die beiden Grundstücke nördlich Am Schnepfenweg die einzigen Kleingarten-
flächen oder sind noch weiter Grundstücke anderer Eigentümer dort als Kleingärten
vorgesehen?

2. Gibt es in der Stadtverwaltung ein Projekt, hier Kleingärten einzurichten?

3. Gibt es dazu Verhandlungen über Grundstückskauf?

Initiative:
Alexander Reissl Manuel Pretzl, Stadtrat Otto Seidl
Stadtrat Fraktionsvorsitzender Stadtrat

2. Bürgermeister
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Stadtrat Alexander Reissl
Stadtrat Manuel Pretzl
Stadtrat Otto Seidl

ANFRAGE

09.01.2020



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Reisebusse nach Fröttmaning

Die Verwaltung prüft, ob in Fröttmaning für Reisebusse die Möglichkeit geschaffen werden
kann, München-Besucher an der U-Bahnstation abzusetzen und dort auch bis zu deren 
Rückkehr zu warten, eventuell auch in Kooperation mit der Allianz-Arena.

Begründung:

Jetzt halten Reisebusse am Altstadtring, eine Parkmöglichkeit besteht an der 
Erhardtstraße. Das bedeutet, dass Reisebusse weit in die Innenstadt fahren. In 
Fröttmaning, direkt an A9 und A99 besteht U-Bahnanschluss mit einer Fahrzeit von 17 
Minuten in die Innenstadt.

Initiative:
Alexander Reissl Manuel Pretzl, Stadtrat Richard Quaas
Stadtrat Fraktionsvorsitzender Stadtrat

2. Bürgermeister
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Stadtrat Alexander Reissl
Stadtrat Manuel Pretzl
Stadtrat Richard Quaas

ANTRAG

09.01.2020



An den Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt München
Herrn Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8
80331 München

München, 09.01.2020

ANTRAG

Augen-Belegabteilung auf dem Campus Harlaching weiterführen

Dem bisherigen Betreiber der Augen-Belegabteilung werden im Rahmen der medizinnahen Nach-
nutzung der freiwerdenden Flächen auf dem Gelände des Krankenhauses Harlaching Möglich-
keiten eröffnet, um das bisherige erfolgreiche Modell weiterzuführen und damit dem Münchner 
Süden die augenärztliche Versorgung zu sichern.

Begründung:

Der medizinische Fortschritt hat es ermöglicht, dass die Augenheilkunde überwiegend ambulant 
erfolgen kann. Gleichwohl bedarf es nach wie vor für eine operative Augenversorgung weniger 
stationärer Krankenhausbetten.
Am Krankenhaus Harlaching hat sich seit über 30 Jahren die augenärztliche Versorgung regional 
und überregional entwickelt. Die Augen-Belegabteilung mit zehn Betten deckt das gesamte 
operative Spektrum auf Universitätsniveau ab. Station, Ambulanz, Patientenaufnahme, Verwaltung 
und Funktionsdiagnostik sind räumlich auf einer Ebene aufs engste verbunden. 
In einem Operationssaal werden täglich bis zu 30 Operationen durchgeführt. Dort konnte schon 
sehr frühzeitig die Schnittstelle ambulant/stationär überwunden werden.

Im Sanierungsplan für die städtischen Kliniken, jetzt MünchenKlinik, ist die Augenbelegabteilung im
Krankenhaus Harlaching auf Null gestellt. Im Juli 2019 hat der Stadtrat die MRG beauftragt, einen 
Masterplan für die medizinnahe Nachnutzung freiwerdender Flächen in Harlaching zu erarbeiten.
Das erfolgreiche Modell Augenbelegabteilung im Münchner Süden soll dabei weitergeführt werden 
können. Im Rahmen der Nachnutzung auf dem Campus Harlaching sollen mit dem bisherigen 
Betreiber der Augenbelegabteilung (Investor) Gespräche geführt werden mit dem Ziel, die 
augenärztliche klinische Versorgung zu erhalten. 
München und der Landkreis werden in den kommenden 20 Jahren um circa 10% wachsen. Der 
Bevölkerungsanteil über 65 Jahre wird dabei von bisher einem Fünftel auf ein Viertel ansteigen. 
Der Bedarf an augenheilkundlicher Versorgung wird also zunehmen.

Initiative: Eva Caim
weitere Fraktionsmitglieder: Johann Altmann, Dr. Josef Assal, Richard Progl,

Mario Schmidbauer, Andre Wächter

BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Marienplatz 8 ● Geschäftsstelle: Zimmer 116 ● 80331 München

Telefon: 089 / 233 – 20 798 ● Fax: 089 / 233 – 20 770 ● E-Mail: bayernpartei@muenchen.de



ÖDP - Stadtratsgruppe 
Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 174 ● 80331 München 

Telefon: 089 / 233 - 92835 ● E-Mail: t.ruff@oedp-muenchen.de 

 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 
 

München, 09.01.2020 
 

Anfrage 
Sind FSC- und Naturlandzertifizierung der städtischen Forstverwaltung in Gefahr? 
 
 
Seit Oktober 2001 ist der Wald der Landeshauptstadt München mit dem weltweit anerkannten 
Forest Stewardship Council ® Zertifikat (FSC) ausgezeichnet und gilt gleichzeitig als anerkannter 
Naturland Waldbetrieb. 
In den Naturlandrichtlinien Ökologische Waldnutzung ist als vorrangiges Ziel der ökologischen 
Waldnutzung eine ungestörte Waldbodenentwicklung sowie eine Nutzung von Erntebäumen    
einzelstamm-, trupp- oder gruppenweise festgeschrieben.  Kahlschlag sowie Ganzbaumnutzung ist 
verboten. Eine Rodung des Waldes mit Bodenabtrag und anschließender Kiesausbeute wäre 
demnach nicht zulässig. 
Die FCS Zertifizierung schreibt darüber hinaus eine Beteiligung der benachbarten Bevölkerung 
durch den Forstbetrieb bei Beeinträchtig wesentlicher Schutzgüter, z.B. Erholungsfunktion vor. Eine 
mittelbare Beteiligung der Bevölkerung über Gebietskörperschaften im Zuge eines 
Genehmigungsverfahrens kann dies nicht ersetzen. 
 
Ich frage Sie deshalb: 
 

1. Ist der Forst Kasten der Heiliggeistspital Stiftung integraler Bestandteil der nach Naturland 
Ökowaldbaurichtlinien und FSC zertifizierten Wälder im Verantwortungsbereich der 
Landeshauptstadt München? Wenn nicht, ist der Forst Kasten eigenständig zertifiziert? 
 

2. Können diese Zertifikate der städtischen Forstverwaltung in ihrer Gesamtheit bei 
Nichteinhaltung der Kriterien im Forst Kasten entzogen werden? 

 
3. Wurden die Zertifikatgeber mit den Plänen einer Auskiesung im Forst Kasten befasst? 

 
4. Was gedenkt die Landeshauptstadt München zu tun, um die Zertifizierung der städtischen 

Wälder zu erhalten und einen drohenden Imageschaden und monetäre Einbußen bei der 
Vermarktung des Holzes abzuwenden? 

 
 
Tobias Ruff (ÖDP)  Johann Sauerer (ÖDP)  Sonja Haider (ÖDP) 



 

  

Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen 
liegt jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 
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Pressemitteilungen städtischer 

Beteiligungsgesellschaften 
Donnerstag, 9. Januar 2020 
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21 neue Rolltreppen für die U-Bahn: Start im U4-Bahn-
hof Böhmerwaldplatz 

 

Die Stadtwerke München (SWM) setzen ihr Programm zur Erneuerung von 

Rolltreppen im Netz der Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) auch in die-

sem Jahr fort. Als erstes wird von Mittwoch, 15. Januar, bis voraussichtlich 

Mitte Februar 2020 die gut 30 Jahre alte Rolltreppe BO01 am U4-Bahnhof 

Böhmerwaldplatz ausgetauscht. Sie verbindet im Südwesten den Bahnsteig 

mit dem Zwischengeschoss. 

 

Bitte ausweichen! 

Der Rolltreppentausch beginnt am 15. Januar, sobald die derzeit in Erneue-

rung befindliche Nachbar-Rolltreppe BO02 wieder zur Verfügung steht. 

Fahrgäste werden gebeten, während der Bauarbeiten auf die anderen Roll-

treppen oder den Aufzug auf der anderen Seite der U-Bahnstation auszu-

weichen. 

 

Groß angelegtes Austauschprogramm 

Die Rolltreppe BO01 ist die erste von insgesamt 21 Fahrtreppen an neun 

verschiedenen Bahnhöfen, die in diesem Jahr erneuert werden. Noch im Ja-

nuar folgen zwei weitere Rolltreppen am U3/U6-Bahnhof Marienplatz. Im 

März wird dann die Rolltreppe BO06 am Böhmerwaldplatz getauscht. 

 

Die genaue Lage der einzelnen Anlagen und ihren aktuellen Betriebszu-

stand zeigt der Service „MVG zoom“, der unter anderem über www.mvg-

zoom.de und in der App „MVG Fahrinfo München“ erreichbar ist. 

9.1.2020 

http://www.mvg-zoom.de/
http://www.mvg-zoom.de/


 

 

 

 

 

München, 09. Januar 2020 

 

Auftakttermin zur Studie „MVV-Verbunderweiterung“ 

Derzeit umfasst das Gebiet des Münchner Verkehrs- und Tarifverbunds 

(MVV) eine Fläche von rund 5.530 Quadratkilometern. Schon in ein paar 

Jahren könnte sich diese Fläche nahezu verdoppelt haben: Zehn 

Landkreise und kreisfreie Städte beteiligen sich an einer umfassenden 

Studie, um ihren möglichen Beitritt zum MVV vorzubereiten. Zu einem 

gemeinsamen Auftakttermin beim MVV in München trafen sich am  

7. Januar 2020 Vertreter der beteiligten Kommunen und des Freistaats. 

Der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) wurde bereits im Jahr 1972 

gegründet. Seither haben sich vor allem die Mobilitäts- und 

Verkehrsbeziehungen verändert. Legte der typische Berufspendler damals 

täglich noch eher kurze Strecken innerhalb des Verbundraumes zurück, so 

pendeln mittlerweile mehr und mehr Berufstätige auch über Verbundgrenzen 

hinweg täglich weite Strecken.  

Um zu prüfen, ob und wie auch Pendler, die heute noch täglich die 

Verbundgrenzen überschreiten, künftig vom Verbundprinzip „1 Netz.  

1 Fahrplan. 1 Tarif.“ profitieren können, beteiligen sich nun zehn Landkreise 

und kreisfreie Städte an einer Studie zur Verbunderweiterung. In einem 

gemeinsamen Termin in München stimmten Politik und Verwaltung der 

Landkreise Miesbach, Bad Tölz-Wolfratshausen (für den südlichen Teil), 

Weilheim-Schongau, Garmisch-Partenkirchen, Landsberg, Landshut, 

Mühldorf und Rosenheim sowie der kreisfreien Städte Rosenheim und 

Landshut zusammen mit Vertretern des Staatsministeriums für Wohnen, Bau 

und Verkehr, der Regierung von Oberbayern und der Bayerischen 

Eisenbahngesellschaft die weiteren Schritte sowie Organisation und Ablauf 

der Studie ab. 

Die Ermittlung der Grundlagen für einen MVV-Beitritt der beteiligten 

Kommunen setzt umfangreiche Fahrgastzählungen voraus, die in den 



 

kommenden Jahren Stück für Stück durchgeführt werden. Mit Ergebnissen 

ist sukzessive ab 2022 zu rechnen. Danach können die Kommunen 

entscheiden, ob sie dem MVV beitreten wollen. 

Die Koordination der Erweiterungsstudie übernimmt Josef Niedermaier, 

Landrat des Landkreises Bad Tölz-Wolfratshausen: „Wir sind sehr froh, 

dass die Studie zur MVV-Verbunderweiterung startet und der Freistaat 

Bayern diese Studie mit ca. 86 Prozent fördert. Die Verkehrswende ist nur 

gemeinsam und mit einem leistungsstarken Verbund wie dem MVV möglich. 

Der Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen ist bereits zur Hälfte im MVV. Mit 

der Verbundraumerweiterung haben wir nun die Chance, mit einem 

Tarifsystem und einem Qualitätsstandard den öffentlichen Nahverkehr über 

Landkreisgrenzen hinweg zu organisieren. Das wird den öffentlichen 

Nahverkehr sehr viel attraktiver machen und ein großer Schritt zu einer 

Verkehrswende werden.“ 

Auch MVV-Geschäftsführer Dr. Bernd Rosenbusch freut sich über das 

Engagement aus den Landkreisen, kreisfreien Städten und des Freistaats: 

„Von einer Verbunderweiterung werden vor allem die Fahrgäste profitieren. 

Ich begrüße die Dynamik, mit der alle Beteiligten das Thema vorantreiben. 

Die Arbeit, die in den nächsten Jahren mit der Studie und möglichen 

Verbundbeitritten auf uns zukommt, wird sich auszahlen – und einen 

wichtigen Beitrag zur Verkehrswende in Südbayern leisten.“ ■ 



 
 

Pressemitteilung 

 
Premiere in Deutschland: Hellabrunn startet mit 
seinem neuen Zoo-Podcast „Mia san Tier“ 
 
Der Münchner Tierpark Hellabrunn feiert eine Deutschland-Premiere: Er ist der erste 
deutsche Zoo, der seinen eigenen Podcast publiziert. Ab sofort veröffentlicht Hellabrunn 
alle zwei Wochen immer freitags eine neue Folge dieses populären Audioformats, dem eine 
immer stärkere Gewichtung in der nationalen, aber auch internationalen Mediennutzung 
zukommt. Die bunte Vielfalt Hellabrunns in Sachen Arten- und Umweltschutz, Zoologie und 
Tierhaltung lassen sich somit zeit- und grenzenlos über digitale Endgeräte genießen.  
 
Mehr als 740 Tierarten mit über 18.000 Individuen, die von mehr als 150 Mitarbeiterinnen und  
Mitarbeitern auf einer Fläche von rund 40 Hektar gemanagt und versorgt werden: Das eröffnet eine 
große Bandbreite an Geschichten, Hintergrundinformationen, Besonderheiten und spannenden 
Kuriositäten, die es zu erzählen gibt. Diesen unschlagbaren Reichtum an Inhalten macht sich 
Hellabrunn nun mit einem neuen, digitalen Medium zunutze - dem immer populäreren Kanal 
„Podcast“.  
 
Tierparkdirektor Rasem Baban ist gespannt: „Mit Hilfe des deutschlandweit ersten Zoo-Podcasts 
„Mia san Tier“ sollen einem breiten Hörerpublikum auf charmante und abwechslungsreiche Art und 
Weise die unterschiedlichsten Hellabrunner Geschichten und Informationen angeboten werden. 
Wir haben spannende Themen aus Zoologie, Tiermedizin, Tierpflege, Umwelt- und 
Naturschutzbildung sowie dem allgemeinen Zoo-Management auf der Agenda. Ganz 
unterschiedliche Protagonisten aus den Reihen der Mitarbeiter und sogar unserer Gäste im 
Tierpark kommen zur Sprache. Als wissenschaftlich geführter Tierpark mit einem ausgeprägten 
Bildungsauftrag ist es uns eine Herzensangelegenheit und Verpflichtung, relevante Informationen 
zu Zoologie, Umwelt- und Artenschutz auch über diesen innovativen Kanal zu publizieren. Das ist 
sozusagen Biodiversität für die Ohren.“ 
 
„Mit diesem neuen Audiokanal haben wir zukünftig die Möglichkeit, ganz neue Zielgruppen – auch 
außerhalb Bayerns und München – anzusprechen, für die benannten Themen zu begeistern und 
sie bei ihrem nächsten Ausflug in die bayerische Landeshauptstadt zu einem Halt in Hellabrunn zu 
bewegen. Zeitlich und räumlich flexibel, individuell und kostenlos über Smartphone, Tablet oder 
den PC abrufbar – das macht dieses Format insgesamt so erfolgreich. Die Zugriffsquoten in der 
Mediennutzung sprechen für sich!“ ergänzt Dennis Späth, Leiter der Unternehmenskommunikation 
in Hellabrunn.  
 
Das neue Format ist ab dem 10.01.2020 auf der Webseite des Tierparks www.hellabrunn.de/podcast 
zum Download sowie auf Spotify und iTunes als Stream verfügbar; jede Podcast-Episode wird eine 
Länge von etwa 20 Minuten haben. 
 
München, den 09.01.2020 / 02 
 
 
Weitere Informationen: 
 
Dennis Späth 
Leiter Unternehmenskommunikation  
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-711 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  

Website: www.hellabrunn.de 
www.facebook.com/tierparkhellabrunn 

 
 
 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Christine Strobl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 
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